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Mit dieser Studie sollen der Nutzen und das Potenzial der Zusammenarbeit zwischen dem Petitionsausschuss 
(PETI) und anderen Ausschüssen des Europäischen Parlaments (EP) aufgezeigt und die Auswirkungen der von 
den Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern eingereichten Petitionen auf die parlamentarischen Tätigkeiten 
der Ausschüsse des Europäischen Parlaments seit Einrichtung des Petitionsnetzwerks analysiert werden. Dabei 
werden die Auswirkungen von Petitionen auf die Arbeit der Ausschüsse des EP in den Jahren 2017, 2018 und 
2019 sowie die Wirksamkeit der einzelnen Ausschüsse bei der Lösung der von den Petenten vorgebrachten 
Probleme berücksichtigt. 

Die ersten Regelungen für die Zusammenarbeit zwischen den Ausschüssen wurden in den am 14. Juli 1998 von 
der Konferenz der Ausschussvorsitzenden des EP angenommenen Leitlinien für die Behandlung von Petitionen 
durch die Ausschüsse festgeschrieben. Diese Regelungen werden durch die Geschäftsordnung des EP (Titel IX) 
und die Leitlinien des Petitionsausschusses ergänzt. In den Leitlinien für die Behandlung von Petitionen durch 
die ständigen Ausschüsse von 1998 sind die besonderen Aspekte des Verfahrens für den Umgang mit 

                                                             
1 Der Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/621929/IPOL_STU(2021)621929_EN.pdf 

ABRISS 

Diese Studie wurde vom Petitionsausschuss des Europäischen Parlaments angefordert. Verfasst 
und veröffentlicht wurde sie von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle 
Angelegenheiten. Es werden darin die Methoden und Verfahren beschrieben, nach denen der 
Petitionsausschuss und die anderen Parlamentsausschüsse bei der Zusammenarbeit an 
Petitionen, die zur Stellungnahme und Information übermittelt werden, vorgehen. Außerdem 
wird untersucht, welche Verbesserungen durch die Einrichtung des Petitionsnetzwerks erzielt 
wurden. In der Studie werden die Auswirkungen der Petitionen auf die Tätigkeiten der 
Parlamentsausschüsse analysiert und die Folgemaßnahmen beschrieben, mit denen die Anliegen 
der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger in die parlamentarische Arbeit einbezogen werden 
sollen. Es werden Bereiche mit Verbesserungspotenzial vorgestellt und Empfehlungen zur 
Stärkung der Zusammenarbeit zwischen den Ausschüssen gegeben.  
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Petitionen durch die ständigen Ausschüsse dargelegt, die in den folgenden Wahlperioden nicht mehr 
überprüft wurden. 

Durch Petitionen, die vom Petitionsausschuss für zulässig erklärt werden, werden die Zuständigkeiten anderer 
Parlamentsausschüsse berührt. Daher ist eine erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen den Ausschüssen im 
Hinblick auf die von den Petenten vorgebrachten Probleme von wesentlicher Bedeutung. 

Feststellungen 

Die Parlamentsausschüsse beurteilen die Beziehung zum Petitionsausschuss im Allgemeinen positiv. Mit dem 
Ende 2016 ins Leben gerufenen Petitionsnetzwerk wird für eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen dem PETI 
und den ständigen Ausschüssen gesorgt. Es wird damit angestrebt, die Kommunikation mit Blick auf Petitionen 
zu verbessern und den Austausch von bewährten Verfahren zu ermöglichen, mit denen die in den Petitionen 
dargelegten Anliegen der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger in die Gesetzgebung und die politischen 
Prozesse des Europäischen Parlaments einbezogen werden können.  

Jeder Parlamentsausschuss ernennt ein Mitglied und ein stellvertretendes Mitglied für das Petitionsnetzwerk, 
auf Verwaltungsebene wird jeder Ausschuss von einer Verwaltungsrätin bzw. einem Verwaltungsrat aus dem 
Sekretariat des jeweiligen Ausschusses im Petitionsnetzwerk vertreten. In den regelmäßigen Sitzungen des 
Petitionsnetzwerks auf Mitgliederebene haben die Mitglieder des Europäischen Parlaments die Möglichkeit, 
sich über die Auswirkungen der Petitionen auf ihre Arbeit auszutauschen, während in den Sitzungen des 
Petitionsnetzwerks auf Verwaltungsebene durch den Austausch von bewährten Verfahren organisatorische 
und logistische Angelegenheiten geklärt werden können. Da das Petitionsnetzwerk lediglich zweimal jährlich 
zusammenkommt, dienen seine Sitzungen hauptsächlich dem Austausch von Informationen und Erfahrungen, 
während die alltägliche Kommunikation per Telefon und E-Mail erfolgt. 

Durch das Petitionsnetzwerk wurde die Zusammenarbeit zwischen den Ausschüssen wesentlich verbessert 
und dazu beigetragen, dass die Petitionen, die an andere Ausschüsse übermittelt werden, für deren 
Arbeitsbereich relevant sind.  

Der Petitionsausschuss kann entscheiden, für zulässig erklärte Petitionen zur Information oder Stellungnahme 
an andere Ausschüsse zu übermitteln. Bei Petitionen, die zur Stellungnahme übermittelt werden, ist eine 
schriftliche Antwort des Ausschusses, der die Petition erhalten hat, erforderlich. Die für den Gegenstand einer 
Petition zuständigen Ausschüsse sollen mit ihrer Sachkenntnis zu einer ordnungsgemäßen Behandlung der 
Petition und einer Antwort des Europäischen Parlaments beitragen. Auf Petitionen, die zur Information 
übermittelt wurden, ist nicht notwendigerweise eine Antwort erforderlich. Der betreffende Ausschuss kann 
jedoch entscheiden, für Petitionen, die zur Information übermittelt wurden, Folgemaßnahmen zu treffen oder 
eine Stellungnahme abzugeben. 

Alle Ausschüsse stellten fest, dass die ihnen übermittelten Petitionen im Allgemeinen als Informationen für ihre 
Arbeit von Belang und nützlich waren und sie dadurch wichtige Einblicke in die Sichtweisen der 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger auf relevante Themen erhielten.  

Die Verfahren für die Behandlung von Petitionen gestalten sich je nach Ausschuss unterschiedlich. Die meisten 
Ausschüsse haben ein festgelegtes Verfahren für die Behandlung von Petitionen, die ihnen vom 
Petitionsausschuss übermittelt werden. Einige Ausschüsse verfügen über interne Ablagesysteme, mit denen 
sich nachträglich Querverweise zwischen Petitionen einfügen lassen. Die vom Petitionsausschuss 
übermittelten Petitionen werden auf die Tagesordnung der Sitzung der Koordinatoren gesetzt. Zur Information 
übermittelte Petitionen werden zum Zweck der Information auf der Tagesordnung hinzugefügt. Zu Petitionen, 
die zur Information übermittelt wurden, werden selten Stellungnahmen abgegeben. Die Koordinatoren 
entscheiden darüber, welche Maßnahme für die zur Stellungnahme übermittelten Petitionen angebracht ist. 
Dabei kann es sich um eine Antwort an den Petitionsausschuss oder Folgemaßnahmen handeln, z. B. die 
Prüfung der Möglichkeit der Ausrichtung einer Anhörung oder die Berücksichtigung der Petition bei den 
Überlegungen zu einem damit verbundenen legislativen oder nicht legislativen Bericht. Ein Ausschuss kann 
entscheiden, keine Stellungnahme zu einer Petition abzugeben, und den Petitionsausschuss über diese 
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Entscheidung informieren. In der schriftlichen Stellungnahme kann ein Ausschuss erklären, dass er entschieden 
hat, die Petition nicht weiterzubehandeln. Daher ist der Austausch bewährter Verfahren bei den verschiedenen 
Schritten des Verfahrens im Petitionsnetzwerk sehr nützlich. 

Petitionen haben auf verschiedene Weisen Auswirkungen auf die Arbeit anderer Ausschüsse. Sie können auf 
die Tagesordnung von Ausschusssitzungen gesetzt werden und bei den Erörterungen der Ausschüsse der von 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern vorgebrachten Probleme zur Information herangezogen werden. In 
Petitionen können Themenbereiche angesprochen werden, die zu der betreffenden Zeit Gegenstand der 
parlamentarischen Arbeit eines Ausschusses sind, und der zuständige Ausschuss kann den Petitionsausschuss 
auf den Standpunkt des Europäischen Parlaments zu den vom Petenten vorgebrachten Problemen, die für den 
Ausschuss von besonderem Interesse sind, hinweisen. Die Ausschüsse können eine Petition weiterbehandeln, 
indem sie auf eine öffentliche Anhörung, die von einem oder mehreren Ausschüssen abgehalten wird, 
hinweisen. In der schriftlichen Stellungnahme kann ein Ausschuss auch Informationen und Zusammenhänge 
im Hinblick auf das Thema der Petition bereitstellen und dann den Petitionsausschuss darum ersuchen, die 
Angelegenheit weiter zu prüfen. Die Ausschüsse können die Petition auch zur weiteren Prüfung der 
Angelegenheit an eine interne oder externe Stelle übermitteln. Nach der Übermittlung von Petitionen zu 
bestimmten Themen wurden von den Ausschüssen auch schon Studien in Auftrag gegeben.  

Empfehlungen 

Die Studie enthält Empfehlungen dazu, wie durch die Zusammenarbeit zwischen den Ausschüssen des 
Europäischen Parlaments wie in den vergangenen Jahren weiterhin kontinuierliche Fortschritte erzielt werden 
können: 

– Die 1998 angenommenen geltenden Leitlinien für die Behandlung von Petitionen durch die ständigen 
Ausschüsse müssen aktualisiert werden. Die Regelungen der Zusammenarbeit mit anderen Ausschüssen 
könnten außerdem in die künftige Überarbeitung der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments 
einbezogen werden. 

– Es wäre wichtig, die Mitglieder des Petitionsnetzwerks regelmäßig über die Funktionen des Petitionsportals 
im Internet, wie den Zugang zu relevanten Dokumenten (einschließlich der Mitteilungen an die Mitglieder der 
Kommission), zu informieren. Des Weiteren ließe sich die Zusammenarbeit zwischen dem PETI und den 
anderen Ausschüssen verbessern, wenn im Petitionsnetzwerk eine Präsentation oder Schulung zu den internen 
Verfahren des PETI-Ausschusses für die Prüfung von Petitionen ausgerichtet würde. 

– Bei der derzeitigen Architektur der ePetition-Datenbank besteht nicht die Möglichkeit, aggregierte Daten 
über Petitionen, die an andere Ausschüsse übermittelt wurden, zu extrahieren. Durch eine verbesserte 
Funktion zur Datenanalyse in der ePetition-Datenbank ließe sich dieser Vorgang automatisieren und die 
Qualität der Daten über an andere Ausschüsse übermittelte Petitionen verbessern.  

– Die dem Petitionsnetzwerk angehörenden Mitglieder der Ausschüsse, die darum ersucht wurden, eine 
Stellungnahme zu einer Petition abzugeben, sollten konsequent zur Teilnahme an den Sitzungen des PETI-
Ausschusses eingeladen werden, wenn die entsprechenden Petitionen erörtert werden.  
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